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Polizei fordert klare Maßnahmen gegen
Messerkriminalität statt Verbote

GdP und BZL diskutieren: Starke Polizei statt neuer
Messerverbote für mehr Sicherheit und gezielte Prävention.

Der Diskurs über Messerkriminalität in
Deutschland: Eine Alternative zur
Verbotsdebatte

Berlin (ots)

Die Diskussion um Messerkriminalität in Deutschland nimmt
Fahrt auf, wobei Experten und Interessenvertreter eine neue
Perspektive einfordern. Mit dem Fokus auf eine verstärkte
Polizeipräsenz anstelle von weiteren Verboten, gibt es Einigkeit,
dass die bestehenden Maßnahmen nicht ausreichen, um die
Sicherheitslage zu verbessern.

Ein einvernehmlicher Ansatz zwischen
Polizeigewerkschaft und Waffenverband

Jochen Kopelke, der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der
Polizei (GdP), und Matthias Klotz, der Vorsitzende des
Bundesverbandes zivile Legalwaffen (BZL), haben in einem
persönlichen Gespräch die aktuelle Lage erörtert. Beide
Vertreter sind sich darüber einig, dass neu geforderte
Messerverbote durch Innenministerin Faeser nicht der richtige
Weg sind. Sie argumentieren, dass solche Verbote nicht das
gewünschte Ziel erreichen und stattdessen bestehende



Ressourcen der Polizei noch weiter belasten würden.

Die Herausforderungen der Polizeiarbeit

Kopelke hebt hervor, dass die Polizei bereits jetzt an Personal
fehlt, um effektive Kontrollen durchzuführen. Er warnt davor,
dass neue Verbotszonen die Beamten zusätzlich in ihrer Arbeit
einschränken könnten. „Kriminelle werden durch weitere
Regelungen nicht abgeschreckt“, so Klotz.

Der Fokus auf die richtigen Zielgruppen

Statt unser Augenmerk auf die allgemeinen Regelungen zu
richten, plädieren beide für eine Fokussierung auf die Täter und
potenziellen Tätergruppen. Dies würde auch die Einführung
eines generellen Waffenverbots für verurteilte Gewalttäter
umfassen, ein Konzept, das sowohl von der GdP als auch vom
BZL unterstützt wird. Es sei von weit größerem Nutzen, wenn die
Polizei in der Lage wäre, gezielt gegen echte Gefahren
vorzugehen.

Der Umgang mit Unschuldigen

Ein weiterer Punkt, den Kopelke anspricht, ist die
Beeinträchtigung von rechtstreuen Bürgern wie Jägern, Anglern
und Handwerkern. Diese Gruppen seien nicht die Verursacher
des Problems. Durch die Einführung weiterer Verbote könnten
sie möglicherweise unwissentlich mit dem Gesetz in Konflikt
geraten, was zu Verunsicherung und Unmut führt.

Fazit: Ein Umdenken ist notwendig

Zusammenfassend ist klar, dass die Debatte um
Messerkriminalität in Deutschland einen anderen Kurs
einschlagen muss. Statt ausufernder Verbote, die nur geringen
Einfluss auf die Kriminalität haben, bedarf es einer Stärkung der
Polizeikräfte und gezielter Maßnahmen gegen tatsächliche



Gefährder. Dies könnte dazu beitragen, die Sicherheit der
Bevölkerung nachhaltig zu erhöhen und das Vertrauen in die
Sicherheitskräfte zu stärken.

 

Details
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